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HIV-DIAGNOSTIK

Zu wenige Tests bei Risikopersonen 
Bislang geht die Initiative zu einer HIV-Diagnostik meist von den Testpersonen selbst 
aus – oft zu spät für einen optimalen Therapiebeginn bei Infizierten. Deshalb  
sollten Ärzte bei erhöhten Infektionsrisiken aktiv auf die Testmöglichkeit hinweisen. 

C irca die Hälfte der Infektionen 
mit dem menschlichen Im-

munschwächevirus (HIV) wird spät 
diagnostiziert, nämlich bei einer 
T-Helferzellen-Zahl von weniger 
als 350 Zellen pro µl Blut. Bei ei-
nem Drittel der Patienten handelt es 
sich zum Zeitpunkt der Neudiagno-
se bereits um eine „fortgeschrittene 
HIV-Erkrankung“: Die Zahl der 
T-Helferzellen liegt dann unter 
200 Zellen pro µl. Durch späte 
 Diagnosen wird bei vielen Patien-
ten der optimale Zeitpunkt für den 
 Beginn einer Behandlung verpasst. 

Ein Teil der Betroffenen gelangt 
aus anderen Gründen als einer spä-
ten Diagnose in einem fortgeschrit-
tenen Stadium der HIV-Infektion in 
eine spezialisierte medizinische Be-
treuung. 

Die bisherige Testpraxis in 
Deutschland beruht überwiegend auf 
klienteninitiierter HIV-Testung, die 
in der Regel in Gesundheitsämtern, 
Aidshilfen und Arztpraxen nach einer 
individuellen Beratung durchgeführt 
wird. Durch Ärzte empfohlene Tests 
finden statt im Rahmen der Schwan-
gerschaftsvorsorgeuntersuchungen, in 
Therapie- und Substitutionseinrich-
tungen für i.v.-Drogenkonsumenten 
und in der klinischen Versorgung zur 
Differenzialdiagnostik. 

 Herpes zoster als Indikator 
für HIV-Infekt bei Jüngeren 
Darüber hinaus empfehlen medizi-
nische Fachgesellschaften die HIV- 
Testung bei Vorliegen einer Tuber-
kulose, einer weiteren sexuell über-
tragbaren Infektion oder einer chro-
nischen Hepatitis B oder C. 

Bisher bieten Ärzte selbst bei 
Vorliegen von Erkrankungen, die 
auf eine HIV-Infektion hinweisen 
(HIV-Indikator-Erkrankungen, zum 
Beispiel Herpes zoster bei jungen 
Patienten), noch zu selten einen 

HIV-Test an. Die in Deutschland 
bereits bestehenden Leitlinien und 
Empfehlungen für eine ärztlich ini-
tiierte Testung werden nur unzurei-
chend umgesetzt.

Auf einem Workshop im Okto-
ber 2009 in Hannover unter Beteili-
gung von Experten aus den Berei-
chen Medizin, Public Health, Ethik 
und Recht sowie aus Kliniken, 
Schwerpunktambulanzen, Aidshilfen, 
Betroffenenorganisationen, wissen-
schaftlichen Instituten der Bundes-
länder und internationalen Organisa-
tionen (UNAIDS, Weltgesundheits-
organisation, ECDC, Europäische 
Kommission) wurde Einigkeit da-
rüber erzielt, dass 
● die gegenwärtige Situation, in 

der geschätzt ein Drittel der HIV-
Neudiagnosen erst in einem fortge-
schrittenen Stadium der HIV-Infek-
tion erfolgen, nicht befriedigend ist
● fortgesetzte Anstrengungen 

erforderlich sind, um die Testrate 
und -frequenz bei Menschen mit er-
höhten Risiken für eine HIV-Infek-
tion zu erhöhen
● eine HIV-Testung grundsätz-

lich freiwillig und mit informiertem 
Einverständnis der Getesteten er-
folgen muss. 

Die Testung muss begleitet sein 
von einer den konkreten Umstän-
den angepassten Beratung vor dem 
Test und einer ausführlichen Bera-
tung zum Ergebnis nach dem Test; 
oder – falls dies nicht möglich  
ist – von der Weiterverweisung an 
eine andere Einrichtung, wo eine 
solche qualifizierte Beratung erfol-
gen kann. Zur Beratung gehört 
auch, die Notwendigkeit wieder-
holter Testung bei Fortbestehen 
von Infektionsrisiken anzuspre-
chen. Etwa die Hälfte der neu mit 
HIV diagnostizierten Personen in 
Deutschland hat sich vor der HIV-
Diagnose bereits mindestens ein-

mal mit negativem Ergebnis auf 
HIV testen lassen.

Die Möglichkeiten ärztlich initi-
ierter Testung sollten stärker als 
bisher genutzt werden: 
● Anlässlich der Untersuchung 

auf andere sexuell übertragbare Er-
krankungen sollte die Frage eines 
HIV-Tests regelmäßig angespro-
chen werden. 
● Das Wissen nicht-HIV-spezia-

lisierter Ärzte über HIV-Indikatorer-
krankungen muss verbessert werden. 
● Die Fähigkeit zur Kommuni-

kation mit Patienten über HIV-Risi-
kofaktoren und die Kompetenz der 
Ärzte zur Testberatung und -mittei-
lung muss gestärkt werden. 

Soziale Ausgrenzung wirkt 
Testbereitschaft entgegen 
Die Diskriminierung und soziale Aus- 
grenzung von HIV-Infizierten wirken 
sich demotivierend auf die HIV-Test-
bereitschaft von gefährdeten Perso-
nen aus. In Deutschland erfahren 
auch heute noch selbst im medizini-
schen Versorgungssystem HIV-Infi-
zierte bei der Offenlegung ihrer In-
fektion Diskriminierung und Aus-
grenzung. Weitere und kontinuierli-
che Anstrengungen zum Abbau der 
Diskriminierung von Betroffenen 
sind daher notwendig. 

Es besteht ein Recht auf Nichtwis-
sen. Eine Entscheidung gegen die 
Durchführung eines angeratenen HIV- 
Tests ist zu akzeptieren und darf nicht 
zu Benachteiligungen führen. Die 
Weiterentwicklung von HIV- Test - 
Angeboten in Deutschland sollte 
wissenschaftlich evaluiert werden. ■
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